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Erwägungen

E. 1
Das eingangs im Dispositiv erwähnte Urteil des Bezirksgerichtes Zürich, 8. Abteilung, vom
21. November 2018 wurde dem Beschuldigten gleichentags mündlich und der
Staatsanwaltschaft schriftlich eröffnet (Prot. I S. 8 ff. und Urk. 28-29). Der Beschuldigte
meldete umgehend Berufung an (Urk. 30), worauf die begründete Ausfertigung des Urteils
den Parteien am 13. resp. 15. Februar 2019 zugestellt wurde (Urk. 35/1-2 und 36).

E. 1.1
Die Verfahrenskosten werden vom Bund oder dem Kanton getragen, der das Verfahren
geführt hat, soweit sie nicht dem Beschuldigten auferlegt werden können. Letzteres ist der
Fall bei einer Verurteilung (Art. 423 und 426 Abs. 1 StPO). Wird der Beschuldigte
freigesprochen, so können ihm dann Kosten aufer- legt werden, wenn er die Einleitung des
Verfahrens rechtswidrig und schuldhaft bewirkt oder die Durchführung erschwert hat (Art.
426 Abs. 2 StPO). Die Kosten des Berufungsverfahrens sind den Parteien nach Massgabe
ihres Obsiegens und Unterliegens aufzuerlegen (Art. 428 Abs. 1 StPO).

E. 1.2
Zwar verbleibt neben den Freisprüchen hinsichtlich beider Vorwürfe des Vergehens gegen
das Betäubungsmittelgesetz auch nach dem Berufungsverfah- ren, in welchem der
Beschuldigte vollumfänglich obsiegt, der Schuldspruch we- gen mehrfacher Übertretung
des Betäubungsmittelgesetzes. Da sich der Be- schuldigte bezüglich dieses Vorwurfs jedoch
stets geständig zeigte und dieser für die Anhebung des vorliegenden Strafverfahrens nicht
ursächlich war, rechtfertigt es sich trotz des nicht vollumfänglichen Freispruchs, die Kosten
der Untersuchung und des gerichtlichen Verfahrens beider Instanzen, einschliesslich
derjenigen der amtlichen Verteidigung, vollumfänglich auf die Gerichtskasse zu nehmen.

E. 1.3
Für das Berufungsverfahren macht der amtliche Verteidiger Aufwendungen in der Höhe
von Fr. 5'429.90 (inkl. Barauslagen und MwSt.; Urk. 51) geltend. Sei- ne Aufwendungen
erweisen sich als angemessen, so dass er in diesem Umfang zu entschädigen ist.
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E. 2
Die Berufungserklärung des Beschuldigten vom 5. März 2019 ging rechtzei- tig ein (Urk.
38). Nach entsprechender Aufforderung verzichtete die Staatsanwalt- schaft mit Eingabe
vom 11. März 2019 auf Anschlussberufung und beantragte die Bestätigung des
vorinstanzlichen Entscheids (Urk. 42). In der Folge wurde nach Terminabsprache mit den
Parteien zur Berufungsverhandlung auf den 7. Juni 2019 vorgeladen (Urk. 44).



E. 2.1
Der Beschuldigte liess die Zusprechung einer Genugtuung in angemessener Höhe für die zu
Unrecht erlittene Untersuchungshaft von 48 Tagen beantragen (Urk. 52 S. 2).

E. 2.2
Wird die beschuldigte Person freigesprochen, hat sie gemäss Art. 429 Abs. 1 lit. c StPO
Anspruch auf Genugtuung für besonders schwere Verletzungen ihrer persönlichen
Verhältnisse, insbesondere bei Freiheitsentzug. Die Festlegung der Genugtuungssumme
beruht auf richterlichem Ermessen, wobei bei der Aus- übung dieses Ermessens den
Besonderheiten des Einzelfalles entscheidendes Gewicht zukommt. Sofern nicht
aussergewöhnliche Umstände vorliegen, die eine höhere oder eine geringere Entschädigung
rechtfertigen, erachtet das Bundesge- richt bei kürzeren Freiheitsentzügen Fr. 200.– pro Tag
als angemessene Genug- tuung. Bei längerer Untersuchungshaft (von mehreren Monaten
Dauer) ist der Tagessatz in der Regel zu senken, da die erste Haftzeit besonders
erschwerend ins Gewicht fällt (Urteil des Bundesgerichts 6B_111/2012 vom 15. Mai 2012
E. 4.2; Urteil des Bundesgerichts 6B_196/2014 vom 5. Juni 2014 E. 1.2).

E. 2.3
Der Beschuldigte befand sich vom 22. Februar 2018 bis am 10. April 2018 und mithin 48
Tage in Untersuchungshaft (Urk. D1 8/2; Urk. D1 8/13). Im Zeit- punkt seiner Inhaftierung
war der Beschuldigte strafrechtlich nicht unbescholten. Insbesondere handelte es sich auch
nicht um seine erste Inhaftierung (Urk. 49). Ausserdem wurde er durch diese erneute
Inhaftierung weder aus einem stabilen Wohn- noch aus einem stabilen Arbeitsverhältnis
herausgerissen. Aus diesen Gründen rechtfertigt es sich, von der Basisgenugtuung von Fr.
200.– pro Hafttag abzuweichen und eine tiefere Entschädigung pro Tag festzusetzen. Es
erscheint angemessen, die Genugtuung für die zu Unrecht erlittene Haft auf Fr. 150.– pro
Tag festzusetzen. Dem Beschuldigten sind daher für 48 Tage erstandene Haft Fr. 7'200.– als
Genugtuung aus der Gerichtskasse zuzusprechen. Es wird beschlossen:

E. 3
Mit Eingabe vom 5. Juni 2019 liess der Beschuldigte per Fax den Beweisan- trag stellen,
dass zwei (ehemalige) Mitglieder der Abteilung Betäubungsmittelde- likte der Stadtpolizei
Zürich, welche ihm als "B._____" und "C._____" bekannt seien, zur Zusammenarbeit mit
ihm als Informant zu befragen seien. Gleichzeitig liess er um Verschiebung der
Berufungsverhandlung ersuchen (Urk. 48). Dem Verschiebungsgesuch wurde nicht
entsprochen und es wurde der Verteidigung noch am 5. Juni 2019 telefonisch in Aussicht
gestellt, dass über den Beweisan- trag im Rahmen der Berufungsverhandlung entschieden
werde (Urk. 50).

E. 3.1
Die Vorinstanz hat die Aussagen des Beschuldigten (Urk. D/2/2-6; Urk. 25) und jene des
als Auskunftsperson befragten D._____ (Urk. D1/3/2; D1/2/5) sowie den Chatverlauf
zwischen dem Beschuldigten und D._____ aus dem Facebook- Massenger (Urk. D1/6/2)
korrekt wiedergegeben (Urk. 36 S. 7 f., S. 9-12 und S. 15), so dass vorab – um unnötige
Wiederholungen zu vermeiden – auf die diesbezüglichen vorinstanzlichen Erwägungen
verwiesen werden kann (Art. 82 Abs. 4 StPO).

E. 3.2



Bereits die Vorinstanz wies darauf hin, dass die Aussagen des Beschuldig- ten gewisse
Ungereimtheiten aufweisen (Urk. 36 S. 15 f.). Insbesondere fällt auf, dass er
unterschiedliche Gründe dafür nannte, weshalb das Treffen mit D._____ am 20. September
2017 überhaupt zustande kam, und sich diese Gründe nicht ohne Weiteres miteinander
vereinbaren lassen. Überdies zeigen sich auch Unge- reimtheiten hinsichtlich seiner
Angaben zum Tathergang. So hätten die vom Be- schuldigten genannten Absichten im
Zusammenhang mit dem Treffen mit D._____ eigentlich einen anderen als den von ihm
anerkannten Ablauf des Abends vom 20. September 2017 erwarten lassen.

E. 3.2.1
Seit seiner ersten polizeilichen Einvernahme machte der Beschuldigte gel- tend, dass es
D._____ gewesen sei, der ihn an jenem Abend kontaktiert habe und sie dann gemeinsam
hätten Crystal-Meth konsumieren wollen. Zu diesem Zwecke habe er sich mit D._____ am
Zürcher Hauptbahnhof getroffen. Dort habe er von D._____ Fr. 200.– erhalten, um später
schauen gehen zu können, wo er mit die- sem Geld Crystal-Meth kaufen könnte. Weil er
selber damals keine eigene Woh- nung gehabt habe, hätten sie sich gemeinsam in die
Wohnung von E._____ be- geben, in welcher sie dann später hätten konsumieren wollen.
D._____ sei dann
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Drogen zu beschaffen (Urk. D1 2/2 S. 7, 9; Urk. D1 2/3 S. 5; Urk. D1 2/4 S. 5 f.; Urk. D1
2/5 S. 11; Urk. 25 S. 6 f.; Prot. II S. 22 ff.). Was den Ablauf des Abends betrifft, wurden
diese Angaben des Beschuldigten von D._____ grundsätzlich be- stätigt (Urk. D1 2/5 S. 4
f.). Jedoch machte dieser geltend, dass es der Beschul- digte gewesen sei, der ihn damals
kontaktiert habe und nicht umgekehrt (Urk. D1 3/2 S. 3). Dass es der Beschuldigte war, der
hinsichtlich eines Treffens auf D._____ zuging, geht auch aus dem ausgelesenen
Chatverlauf zwischen ihnen beiden hervor (Urk. 2/4 D1 S. 3; Urk. D1 2/4 Beilage 1). Es
stellt sich daher die Frage, weshalb der Beschuldigte das Gegenteil behauptete (Urk. D1 2/2
S. 7). Sollte es tatsächlich der Plan gewesen sein, gemeinsam zu konsumieren, leuchtet
zudem nicht ein, weshalb sich der Beschuldigte mit D._____ bereits in die Woh- nung an
der …-Strasse begab, bevor sie überhaupt im Besitz von Crystal-Meth waren und sie dieses
nicht bereits auf dem Weg dorthin zu beschaffen versuch- ten. Schliesslich ist auch nicht
ohne Weiteres nachvollziehbar, weshalb der Be- schuldigte D._____ in der Wohnung
zurückliess, als er sich angeblich auf den Weg machte, um die Drogen zu besorgen, obwohl
D._____ erklärte, dass er ei- gentlich hätte mitgehen wollen (Urk. D1 2/5 S. 5).

E. 3.2.2
Der andere Grund, welchen der Beschuldigte als Motivation für das Treffen mit D._____
nannte, war seine geltend gemachte Informantentätigkeit für die Poli- zei. Dass er D._____
nur kontaktiert habe, um Informationen für einen "Herrn B._____" gewinnen zu können,
merkte der Beschuldigte erstmals im Rahmen der polizeilichen Einvernahme vom 15. März
2018 an (Urk. D1 2/4 S. 3 f.). Anlässlich der Schlusseinvernahme vom 10. April 2018
präzisierte er dann, dass "Herr B._____" Drogenfahnder der Polizei sei und er diesem
beispielsweise Informatio- nen darüber, wer deale, weitergeleitet habe. So sei es auch beim
Kontakt mit D._____ darum gegangen, Informationen für diesen "Herrn B._____" zu
sammeln (Urk. D1 2/6 S. 2). Im Rahmen der Berufungsverhandlung erklärte er dann konk-
ret, dass es sich bei D._____ um einen Dealer gehandelt habe und er von diesem habe
Informationen darüber erhalten wollen, wo er in Zürich jeweils Crystal-Meth beziehe, damit



er diese Informationen anschliessend seinen Kontaktpersonen bei der Polizei hätte
weiterleiten können (Prot. II S. 19, 27). Vor Vorinstanz und im
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sammenarbeit mit der Polizei gekommen sei. So habe er sich selber zu verbes- sern und
seine Fehler zu korrigieren versucht (Urk. 25 S. 9; Prot. II S. 17 ff.). Was dieses Vorbringen
betrifft, leuchtet nicht ein, weshalb der Beschuldigte – wenn seine diesbezüglichen
Angaben zutreffen sollten – nicht sogleich zu Beginn der Untersuchung darauf hinwies,
dass er im Rahmen einer Informantentätigkeit ge- handelt hatte, zumal ihn dies entlastet
hätte. Ausserdem weist sein diesbezügli- ches Vorbringen auch in sich Widersprüche auf.
So gab der Beschuldigte im Be- rufungsverfahren einerseits an, dass er D._____ getroffen
habe, um von ihm zu erfahren, wo dieser in Zürich Crystal-Meth beziehe (Prot. II S. 27).
Andererseits erklärte er, dass ihm D._____ gesagt habe, dass es an jenem Ort, an welchem
er in Zürich jeweils Crystal-Meth besorge, im Moment kein Material gebe (Prot. II S. 28).
Da er somit bereits wusste, dass sie ohnehin am ihm noch unbekannten Ort kein
Crystal-Meth beziehen könnten und er demnach auch nicht zu den von ihm gesuchten
Informationen kommen würde, stellt sich die Frage, weshalb sich der Beschuldigte dennoch
mit D._____ getroffen hatte. Ausserdem ist nicht er- sichtlich, weshalb er D._____ in der
Wohnung von E._____ hätte zurücklassen und sich alleine auf den Weg zur
Drogenbeschaffung hätte machen sollen, wenn er eigentlich Informationen über dessen
Kontakte zu Dealern in Zürich hätte er- hältlich machen wollen. Zudem ist auch nicht ohne
Weiteres nachvollziehbar, weshalb der Beschuldigte D._____ anbot, Drogen besorgen zu
gehen, obwohl es sich gemäss seinen Angaben eigentlich bei D._____ um einen Dealer
handelte (Urk. 25 S. 7; Prot. II S. 19). So wäre vielmehr zu erwarten gewesen, dass er von
D._____ die Beschaffung von Crystal-Meth erwartet hätte und nicht umgekehrt.
Schliesslich besteht auch eine Diskrepanz zwischen den Angaben des Beschul- digten zu
seiner Zusammenarbeit mit der Polizei und den Informationen, welche die Verteidigung per
Telefon von einer der beiden angeblichen Kontaktpersonen des Beschuldigten erhalten
hatte. So nannte der Beschuldigte in den Einvernah- men jeweils den "Herrn B._____",
welchem er die am 20. September 2017 erhoff- ten Informationen hätte weitergeben wollen
(Urk. D1 2/4 S. 3 f.; Urk. D1 2/6 S. 2; Prot. II S. 20). Die Verteidigung führte in ihrer
Eingabe vom 5. Juni 2018 betref- fend den Beweisantrag demgegenüber aber aus, dass die
Zusammenarbeit zwi-
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Namen "B._____" bekannt sei, gemäss den Angaben von "B._____" noch vor dem Vorfall
im Jahre 2017 beendet worden sei (Urk. 48 S. 2).

E. 3.2.3
Aufgrund dieser Ungereimtheiten in seinen Vorbringen bestehen Zweifel an der
Glaubhaftigkeit der Angaben des Beschuldigten und mithin auch an seinem Eingeständnis,
beabsichtigt zu haben, an jenem Abend gemeinsam mit D._____ Crystal-Meth zu
konsumieren und dieses vorgängig mit dem Geld von D._____ zu beschaffen. 3.3.1 Dass es
überhaupt zur Eröffnung eines Strafverfahrens und zur Verhaftung des Beschuldigten kam,
ist darauf zurückzuführen, dass dieser zunächst verdäch- tigt wurde, sich am 20./21.
September 2017 gemeinsam mit weiteren Personen der Freiheitsberaubung und Entführung
zum Nachteil von D._____ schuldig ge- macht zu haben (Urk. D1 8/1). Diesem Verdacht
wiederum lag der Umstand zu- grunde, dass D._____ an jenem 20. September 2017,
unmittelbar nachdem der Beschuldigte die Wohnung von E._____ verlassen hatte, in jener



Wohnung ein- gesperrt und mutmasslich misshandelt (Schläge und Drohungen) wurde. An-
schliessend wurde dieser zudem mit einem Taxi nach Bern in eine weitere Woh- nung
verfrachtet und schliesslich gezwungen, Bargeld zu organisieren, bevor er dann freigelassen
wurde (Urk. D1 1/1 S. 4). Was den Hintergrund dieser Frei- heitsberaubung betrifft, wurde
vermutet, dass es sich um einen Versuch handelte, bei D._____ Schulden einzutreiben,
welche dieser bei F._____ hatte. So soll D._____ als Chauffeur für F._____, welcher des
Drogenhandels verdächtigt wur- de, tätig gewesen sein und sich im Rahmen dieser
Tätigkeit kurze Zeit vor der dem 20. September 2017 mit einem Auto samt Geld und
Betäubungsmitteln im Gesamtbetrag von rund Fr. 7'000.– davongemacht haben (Urk. D1
1/1 S. 3 f.). 3.3.2 Das Verfahren gegen den Beschuldigten betreffend den Vorwurf der
Gehil- fenschaft zu qualifizierter Freiheitsberaubung/Entführung wurde mit Verfügung der
Staatsanwaltschaft II des Kantons Zürich vom 30. Juli 2018 eingestellt (Urk. 15). Begründet
wurde die diesbezügliche Verfahrenseinstellung damit, dass sich der ursprüngliche
Verdacht, gemäss welchem der Beschuldigte D._____ im Auftrag von F._____ unter einem
Vorwand in die Wohnung von E._____ gelockt habe, in
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um ihn zu überraschen und zur Bezahlung von ca. Fr. 10'000.– zu bewegen, nicht derart
erhärtet habe, dass sich eine Anklage gerechtfertigt hätte. Diese Schlussfolgerung wiederum
wurde insbesondere darauf gestützt, dass aus den Angaben von F._____ und D._____ nicht
habe entnommen werden können, dass der Beschuldigte Kenntnis vom Vorhaben F._____s
gehabt habe, zumal F._____ beispielsweise betont habe, dass der Beschuldigte vom
Vorhaben gar nichts habe wissen können, da man D._____ mehr spontan eine Abreibung
habe geben wol- len (Urk. 15 S. 2). 3.3.3 Diese Einstellung ist rechtskräftig. Darauf kann
nicht zurückgekommen werden. Dennoch ändert dies nichts daran, dass der Sachverhalt im
vorliegenden Verfahren zu erstellen ist. Bereits aufgrund der Ungereimtheiten in den
Angaben des Beschuldigten besteht der Eindruck, dass der gemeinsame Drogenkonsum mit
D._____ und die Beschaffung von Crystal-Meth zu diesem Zwecke nur vorge- schoben
wurden und sich der Beschuldigte am fraglichen Abend eigentlich aus anderen Motiven mit
D._____ traf. Zwar machte der Beschuldigte selbst nicht gel- tend, dass es sich bei der
angeblich geplanten Drogenbeschaffung nur um einen Vorwand gehandelt habe. Dies wäre
aber nachvollziehbar, da er die diesbezügli- chen Angaben im Rahmen der wegen
Freiheitsberaubung/Entführung und mithin wegen des Verdachts auf ein weit
schwerwiegenderes Delikt gegen ihn eröffneten Strafuntersuchung tätigte. 3.4.1 Der
Verdacht, dass es dem Beschuldigten bei jenem Treffen mit D._____ um etwas anderes als
die Beschaffung von Drogen ging, wird durch verschiedene Hinweise in den Akten
verstärkt. Diese Hinweise lassen eher darauf schliessen, dass es dem Beschuldigten darum
ging, D._____ aufgrund einer Absprache mit F._____ nach Zürich zu locken. So zeigt sich
beispielsweise aufgrund der zwi- schen dem Beschuldigten und D._____ ausgetauschten
Nachrichten, dass es entgegen seinen Angaben der Beschuldigte war, der am 20. September
2017 den Kontakt mit D._____ initiiert hatte (Urk. 2/4 D1 S. 3; Urk. D1 2/4 Beilage 1).
Weiter zeigt die Auswertung von Telefonüberwachungen der Beteiligten, dass der Be-
schuldigte am Abend des 20. Septembers 2017 noch vor dem Eintreffen in der
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D._____ und dessen Verbleib unterhielt. So fragte F._____ beispielsweise um 19.21 Uhr
nach, ob man schon wisse, wann D._____ kommen würde. Darauf antwortete der
Beschuldigte, dass sie am laufen seien (Urk. D1 1/1 S. 5). Dass eine Absprache zwischen



dem Beschuldigten und F._____ bestanden hatte, D._____ nach Zürich zu locken, legen
zudem auch die Angaben F._____s nahe. So räumte dieser auf den Vorhalt, die Polizei gehe
davon aus, dass der Beschul- digte D._____ in seinem Auftrag nach Zürich gelockt habe,
denn auch ein, dass dies schon möglich sei (Urk. D1 3/4 S. 5). Auf die Frage, ob der
Beschuldigte ge- wusst habe, um was es gegangen sei, erklärte er zudem, er denke, dass der
Be- schuldigte das schon habe annehmen müssen. Es könne sein, dass er ihm das gesagt
habe. Es habe aber niemand gesagt, dass sie ihn festhalten oder entfüh- ren würden. Es sei
nur darum gegangen, ihm einen Denkzettel zu verpassen (Urk. D1 3/4 S. 5). In der
Konfrontationseinvernahme mit dem Beschuldigten be- stätigte er, dass es möglich sei, dass
der Beschuldigte D._____ in seinem Auftrag nach Zürich gelockt habe. Er habe den
Beschuldigten gefragt, ob er arrangieren könne, dass D._____ nach Zürich komme, damit er
ihn zur Rede stellen könne. Es sei von Beginn weg darum gegangen, D._____ zur Rede zu
stellen (Urk. D1 2/7 S. 3). Ausserdem räumte er ein, dem Beschuldigten gesagt zu haben,
dass D._____ ihm Geld schulde und er ihn zur Rede stellen wolle (Urk. D1 2/7 S. 5). Dafür,
dass eine solche Absprache bestand, spricht schliesslich, dass der Be- schuldigte in der
polizeilichen Einvernahme vom 22. Februar 2018 erklärte, dass er H._____ – welcher
ebenfalls der Beteiligung an jener Freiheitsberaubung ver- dächtigt wurde – am 20.
September 2017 auf dem Weg von der Wohnung nach draussen getroffen habe und er
diesen gefragt habe, weshalb er die Wohnung habe verlassen müssen (Urk. D1 2/2 S. 9).
Auch diese Aussage weist darauf hin, dass er die Wohnung nicht deshalb verliess, weil er
Crystal-Meth besorgen wollte, sondern weil er von denjenigen, die D._____ erwarteten,
entsprechend instruiert wurde. 3.4.2 Wird davon ausgegangen, dass der Beschuldigte
D._____ nur deshalb kon- taktierte, weil er ihn unter einem Vorwand nach Zürich locken
wollte, damit F._____ ihn zur Rede stellen kann, lassen sich auch die zuvor aufgezeigten
Un-
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Umständen beispielsweise ein, dass der Beschuldigte D._____ noch vor der angeblichen
Beschaffung des Crystal-Meths in die Wohnung von E._____ führte und er diesen dort
schliesslich alleine zurückliess, zumal dies genau der Abma- chung entsprochen hätte.
Zudem wirft vor diesem Hintergrund auch der Umstand, dass der Beschuldigte noch über
gar kein Crystal-Meth verfügte, als er D._____ solches angeboten hatte, keine Fragen mehr
auf. D._____ selbst bestätigte zwar grundsätzlich die Angaben des Beschuldigten, wonach
geplant gewesen sei, dass dieser Crystal-Meth beschaffen gehen würde (Urk. D1 2/5 S. 4
f.). Dies spricht je- doch gerade nicht dagegen, dass es sich dabei nur um einen Vorwand
des Be- schuldigten handelte und er eigentlich andere Absichten hatte. Vielmehr lassen sich
diese Angaben D._____ auch damit ohne Weiteres vereinbaren, dass der Beschuldigte
D._____ die Beschaffung des Crystal-Meths lediglich in Aussicht stellte, um ihn dazu zu
bringen, nach Zürich zu kommen. 3.4.3 Zu beachten ist, dass die Annahme, dass der
Beschuldigte D._____ nur aufgrund einer Absprache mit F._____ nach Zürich gelockt
hatte, nicht zwangs- läufig bedeutet, dass er auch bei der anschliessenden
Freiheitsberaubung / Ent- führung D._____s mitgewirkt hat. So könnte er D._____ auch
alleine deshalb nach Zürich gelockt haben, damit F._____ mit ihm hätte sprechen können,
ohne dass der Beschuldigte von der geplanten "Abreibung" gewusst hätte oder damit hätte
rechnen müssen. Es bestünde somit auch kein Widerspruch zur Einstel- lungsverfügung, da
– sofern der Beschuldigte von den späteren Ereignissen nichts wusste bzw. nicht damit
rechnen musste – sein Handeln auch nicht strafbar wäre. 3.4.4 Angesichts der
Ungereimtheiten in den Angaben des Beschuldigten, der Aussagen von F._____ und den



dokumentierten Telefonkontakten zwischen ihnen beiden kann somit zumindest nicht
ausgeschlossen werden, dass der Be- schuldigte eigentlich darum bemüht war, D._____
aufgrund einer Absprache mit F._____ nach Zürich zu locken, damit dieser ihn zur Rede
stellen konnte. Aus diesem Grund bestehen entsprechend unüberwindliche Zweifel am
Wahrheitsge- halt des Eingeständnisses des Beschuldigten und somit auch daran, dass sich
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hat. Es kann mithin nicht als erstellt erachtet werden, dass der Beschuldigte die Absicht
hegte, mit den Fr. 200.– von D._____ Crystal-Meth beschaffen zu gehen.

E. 4
Der Beschuldigte ist demnach vom Vorwurf der Widerhandlung gegen das
Betäubungsmittelgesetz im Sinne von Art. 19 Abs. 1 lit. g BetmG in Verbindung mit Art.
19 Abs. 1 lit. c BetmG freizusprechen. In Anbetracht dessen, dass hin- sichtlich dieses
Vorwurfs somit ohnehin ein Freispruch zu ergehen hat, wird auch der vom Beschuldigten
gestellte Beweisantrag betreffend die Befragung der bei- den von ihm als seine
Kontaktpersonen bezeichneten Mitglieder der Abteilung Be- täubungsmitteldelikte der
Stadtpolizei Zürich gegenstandslos. III. Sanktion Die Vorinstanz hat die Grundlagen der
Strafzumessung korrekt dargelegt (Urk. 36 S. 24 f.), so dass darauf verwiesen werden kann.
Für die Übertretungen des Be- täubungsmittelgesetzes hat sie eine Busse von Fr. 500.–
ausgefällt und die Fest- setzung dieses Bussenbetrags nachvollziehbar begründet (Urk. 36
S. 31). Nach- dem diese Sanktion seitens des Beschuldigten nicht beanstandet wird und die
Busse dem Verschulden angemessen erscheint, ist sie zu bestätigen. Da Bussen immer
vollstreckt werden, ist für den Fall der Nichtbezahlung gemäss Art. 106 Abs. 2 StGB eine
Ersatzfreiheitsstrafe auszufällen, die praxisgemäss auf 5 Tage festzusetzen ist, was die
Vorinstanz ebenfalls zutreffend erwog (Urk. 36 S. 31). IV. Widerruf Auch zum Widerruf
hat die Vorinstanz die rechtlichen Grundlagen korrekt darge- legt (Urk. 36 S. 31 f.). In
Anbetracht dessen, dass der Beschuldigte von den ihm vorgeworfenen Vergehen gegen das
Betäubungsmittelgesetz freigesprochen und er lediglich wegen Übertretungen des
Betäubungsmittelgesetzes bestraft wird, fehlt es von vornherein an der Begehung eines
Verbrechens oder Vergehens während der Probezeit, was Voraussetzung für einen Widerruf
im Sinne von

- 19 - Art. 46 Abs. 1 StGB wäre. Somit ist weder der bedingte Vollzug der mit Strafbe- fehl
der Staatsanwaltschaft Zürich-Limmat vom 17. Februar 2014 ausgefällten Geldstrafe von
60 Tagessätzen zu Fr. 30.– noch jener der mit Strafbefehl der Staatsanwaltschaft
Zürich-Sihl vom 13. März 2017 ausgefällten Freiheitsstrafe von 6 Monaten zu widerrufen.
V. Kosten- und Entschädigungsfolgen

Export aus OpenCaseLaw (CC0). Verbindlich ist allein der vom erlassenden Gericht veröffentlichte
Originaltext. Quellen-URL siehe oben.


